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1. Klausur Aufgabenstellung

Die „Schöner Wohnen GmbH“ betreibt ein Einrichtungsgeschäft. G ist Geschäftsführer der GmbH. Am 1.9.01 bestellt er telefonisch bei P, dem Prokuristen der Großhandels-KG, einen exklusiven Eßtisch für 15.000,- DM. Noch am gleichen Tag bestätigt P per FAX:

„Unter Bezugnahme auf unser heutiges Telefonat bestätige ich Ihre heutige Bestellung: 

1 Eßtisch für 15.000,- DM. Transportversicherung trägt der Käufer.“
Am 5.9.01 wird der Tisch geliefert. Am 25.9.01 bemerkt G, daß der Tisch verkratzt ist und deshalb lediglich 10.000,- DM Wert ist. Er meldet dies noch am gleichen Tag der KG.

Die KG stellt der GmbH 15.000,- DM für den Tisch sowie 500,- DM Transportversicherung in Rechnung. Die GmbH will die Versicherung überhaupt nicht und für den Tisch lediglich 10.000,- DM zahlen.

Hat die KG Anspruch auf die 15.000,- DM bzw. 500,- DM?

Variante: 

Unterstellt, die KG hätte unter Eigentumsvorbehalt an die GmbH geliefert und diese hätte den Eßtisch inzwischen an K veräußert. 

Die GmbH fällt in Konkurs, ohne den Tisch bei der KG bezahlt zu haben.

Kann die KG von K Herausgabe des Tisches verlangen?

Hilfsmittel:

Gesetzestexte

Bearbeitungszeit:
80 min

_____________________________________________________________________________

1. Klausur Lösungsbeispiel

Hinweis: 

Nachfolgende Lösung ist nur beispielhaft. Abweichungen in einzelnen Punkten sind möglich. Die Lösung erfolgt nach altem Recht (vor der Schuldrechtsreform zum 1.1.02).

I. 

Die KG könnte gegen die GmbH einen Anspruch auf Zahlung von 15.000,- DM gemäß § 433 II BGB haben.

Dann müßte zunächst ein Kaufvertrag i.S.d. § 433 BGB zwischen der GmbH und der KG bestehen. Hierfür sind zwei übereinstimmende Willenserklärungen erforderlich. Am 1.9.01 bestellt der G bei P telefonisch den Eßtisch, so daß zwei übereinstimmende Willenserklärungen gegeben sind.

Fraglich ist jedoch, ob durch diese Willenserklärungen die GmbH und die KG Vertragspartner wurden. Möglicherweise wirkt die Willenserklärung des G gemäß §§ 35, 36 GmbHG für und gegen die GmbH. G ist Geschäftsführer der GmbH, so daß durch seine Willenserklärung die GmbH verpflichtet wurde.

Ähnliches gilt für P. Dieser ist Prokurist der KG, so daß seine Willenserklärung gemäß § 49 HGB, § 164 BGB für und gegen die KG wirkt.

Somit ist ein wirksamer Kaufvertrag zwischen der GmbH und der KG zustande gekommen.

Es kommt jedoch in Betracht, daß die GmbH den Kaufpreis gemäß § 462 BGB um 5.000,- DM mindern kann. Dafür müßte ein Sachmangel im Sinne des § 459 BGB vorliegen. Ein Sachmangel liegt vor, wenn die Ist-Beschaffenheit der Kaufsache von der Soll-Beschaffenheit abweicht, wenn also die Kaufsache nicht so beschaffen ist, wie sie nach Vorstellung der Parteien sein sollte. Der Tisch ist verkratzt. Die GmbH wollte jedoch einen nicht verkratzten Tisch, so daß der Eßtisch zunächst einmal mangelhaft im Sinne des § 459 BGB ist.

Es stellt sich jedoch die Frage, ob dieser verkratzte Tisch möglicheweise gemäß § 377 II HGB als genehmigte Ware anzusehen ist. § 377 HGB ist jedoch nur dann anzuwenden, wenn es sich bei dem Kaufvertrag zwischen GmbH und KG um ein Handelsgeschäft i.S.d. § 343 HGB handelt. Dafür müßten beide Vertragspartner Kaufleute sein. Die GmbH ist gemäß § 13 III GmbH immer Handelsgesellschaft und somit automatisch gemäß § 6 HGB Kaufmann. Eine KG betreibt immer ein Handelsgewerbe (§ 161 I HGB), so daß sich die Kaufmannseigenschaft bereits aus § 1 I HGB ergibt. Der Kauf bzw. Verkauf eines Eßtisches gehört zum Betrieb sowohl des Handelsgewerbes „Einrichtungsgeschäft“ als auch des Handelsgewerbes „Großhandel“, so daß der Kaufvertrag sowohl für die GmbH als auch für die KG ein Handelsgeschäft darstellt.

Weiterhin müßte die GmbH gegen ihre Untersuchungs- und Rügepflicht nach § 377 I HGB verstoßen haben. Hiernach ist der Kaufgegenstand unverzüglich nach Lieferung zu untersuchen. Dabei auftretende Mängel sind unverzüglich dem Käufer mitzuteilen. Unverzüglich bedeutet hierbei nicht sofort. Es genügt, wenn innerhalb weniger Tage die Untersuchugn erfolgt.

Der Tisch wurde am 5.9. an die GmbH geliefert. Eine Untersuchung sowie die Reklamation erfolgten erst am 25.9. Diese Frist von 20 Tagen ist als zu lang und damit nicht mehr als unverzüglich im Sinne des § 377 I HGB anzusehen. Die GmbH hat demnach gegen ihre Untersuchungs- und Rügepflicht verstoßen, so daß der Eßtisch gemäß § 377 II HGB als genehmigt gilt. Dementsprechend kann sich die GmbH nicht auf einen Sachmangel i.S.d. § 459 BGB berufen, so daß eine Minderung des Kaufpreises nach § 462 BGB ausgeschlossen ist.

Demnach hat die KG einen Anspruch auf Zahlung von 15.000,- DM gemäß § 433 II BGB.

II. 

Die KG könnte gegen die GmbH weiterhin einen Anspruch auf Zahlung von 500,- DM aufgrund vertraglicher Vereinbarung im Kaufvertrag haben.

Dann müßten GmbH und KG im Kaufvertrag vereinbart haben, daß die GmbH die Kosten für die Transportversicherung zu übernehmen hat.

In dem Telefonat zwischen P und G war von der Transportversicherung jedoch keine Rede, so daß hierbei die Kostentragungspflicht der GmbH jedenfalls nicht vereinbart wurde.

Es kommt jedoch in Betracht, daß nach den Regeln über das Kaufmännische Bestätigungsschreiben analog § 346 HGB die Transportversicherung als vereinbart gilt, da P am 1.9. die Bestellung des Tisches per Fax bestätigte und dabei auf die Transportversicherung hinwies. Soweit auf ein Kaufmännisches Bestätigungsschreiben die Gegenseite schweigt, gilt der Inhalt des Bestätigungsschreiben als Vertragsinhalt.

Da sowohl KG als auch GmbH Kaufleute sind (vgl. oben), sind die Regeln über das Kaufmännische Bestätigungsschreiben grundsätzlich anwendbar. Weiterhin müßten zwischen GmbH und KG Vertragsverhandlungen stattgefunden haben, die zu einem Abschluß geführt haben. G bestellt bei P telefonisch den Eßtisch, so daß auch diese Voraussetzung erfüllt ist. Auch der enge zeitliche Zusammenhang zwischen Verhandlung und Bestätigungsschreiben ist gegeben, da P noch am gleichen Tage faxt. Weiterhin darf das Bestätigungsschreiben inhaltlich von den Verhandlungen bzw. dem mündlichen Vertragsschluß nur so weit abweichen, daß man mit einem Einverständnis es anderen rechnen kann. Bei einem exklusiven Eßtisch darf man durchaus mit dem Abschluß einer Transportversicherung rechnen. Es ist auch nicht völlig unüblich, diese Kosten dem Käufer aufzuerlegen. Somit durfte die KG mit einer entsprechenden Zustimmung der GmbH rechnen. Auch sollte das Fax den Inhalt der telefonischen Bestellung fixieren. Somit handelt es sich um ein Kaufmännisches Bestätigungsschreiben.

Demzufolge gilt der Inhalt des Fax als Vertragsinhalt. Da hier vorgesehen ist, daß die Transportversicherung der Käufer trägt, haben GmbH und KG sich also in dem Kaufvertrag auch darauf geeinigt, daß die GmbH die 500,- DM ebenfalls übernehmen muß.

Folglich hat die KG aufgrund der vertraglichen Vereinbarung auch einen Anspruch auf Zahlung von 500,- DM.

III. 

Möglicherweise kann die KG von K die Herausgabe des Tisches gemäß § 985 BGB verlangen.

Voraussetzung wäre zunächst, daß die KG noch Eigentümer des Tisches ist.

Ursprünglich war sie Eigentümer.

Möglicherweise hat sie das Eigentum durch die Lieferung an die GmbH gemäß § 929 BGB verloren. Eine Übergabe des Tisches ist gegeben. Fraglich ist, ob GmbH und KG sich auch über den Eigentumsübergang geeinigt haben. Der Tisch wurde unter Eigentumsvorbehalt geliefert. Dies bedeutet, daß die Einigung im Rahmen des § 929 BGB unter der aufschiebenden Bedingung (§ 158 I BGB) der vollständigen Kaufpreiszahlung geschlossen wurde. Gemäß § 158 I BGB wird die Einigung also erst wirksam, wenn der Kaufpreis vollständig gezahlt wird. Der Kaufpreis ist jedoch noch nicht gezahlt, so daß die Einigung im Rahmen des § 929 BGB noch nicht wirksam ist. Demzufolge ist das Eigentum auch nicht auf die GmbH übergegangen, so daß die KG zunächst weiter Eigentümer bleibt.

Es kommt jedoch in Betracht, daß das Eigentum durch die Veräußerung der GmbH an den K gemäß § 929 BGB auf den K übergegangen ist. 

Zwar liegen zwischen der GmbH und K Einigung und Übergabe hinsichtlich des Tisches vor. Aber die GmbH ist nicht Eigentümer des Tisches, so daß eine Übereingung nach § 929 BGB ausscheidet. Es kommt jedoch ein gutgläubiger Erwerb nach § 932 BGB in Betracht. Dafür wäre zunächt Einigung und Übergabe durch einen Nichteigentümer erforderlich. Dies ist, wie soeben geprüft, der Fall. Weiterhin dürfte der Erwerber – hier also der K – nicht im bösen Glauben gewesen sein. Für Bösgläubigkeit i.S.d. § 932 II BGB liegen keinerlei Anhaltspunkte vor, so daß von der Gutgläubigkeit des K auszugehen ist. Abschließend darf der Tisch der KG nicht im Sinne des § 935 BGB abhanden gekommen sein. Ein Abhandenkommen ist nicht gegeben, da die KG den Tisch „gewollt“ an die GmbH geliefert hat. Dementsprechend hat der K den Tisch gutgläubig nach § 932 BGB erworben.

Folglich ist die KG nicht mehr Eigentümer des Tisches.

Deshalb kann sie den Tisch auch nicht nach § 985 BGB herausverlangen.

Ein Herausgabeanspruch der KG gegen K besteht somit nicht.

